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Sachverhalt und Anträge 

Am 20. Februar 1986 hat das EPA, gesttzt auf Artikel 97(2) 
EPU, die Entscheidung Uber die Erteilung des europischen 
Patents für sechs benannte Staaten, darunter Schweden, auf 

der Grundlage der europischen Patentanmeldung 83 105 017.4 
erlassen. Es war vorgesehen, den Hinweis iber die Erteilung 

gemiB Artikel 97(4) EPU am 2. April 1986 im Europäischen 

Patentblatt Nr. 86/14 bekanntzuxnachen. 

In diesem Patentblatt waren in den Abschnitten 11.2 bis 
11.4 einzelne Angaben dieses erteilten europáischen Patents 
aufgefUhrt. Igegen fehlten die unter Abschnitt 11.1 anzu-
gebenden gesamten Angaben desselben, was (soweit ersicht-

lich) auf ein Versehen beim Drucken zurUckzufiThren war. 

Mit Schreiben voin 21. November 1986 hat die Patentinhaberin 

dem EPA mitgeteilt, das schwedische Patentamt vertrete die 
Auffassung, daI3 im vorliegenden Fall kein europisches 

Patent erteilt worden sei. Gleichzeitig hat sie deshalb 

hilfsweise die vierte Jahresgebtihr und die ZuschlagsgeWühr 
entrichtet, die gestiitzt auf Artikel 86 und Regel 37 EPU am 

31. Mai bzw. 30. November 1986 fllig waren. 

Daraufhin hat der Leiter der FormalprUfungsstelle der PrV2-

fungsabteilung des EPA in seinem Bescheid vom 9. Dezem-

ber 1986 festgestellt, dab die Bekanntmachung des Hinweises 

auf die Erteilung vom 2. April 1986 als Hnull  und nichtig' 

anzusehen sei und daf eine neue Bekanntmachung im Euro-

páischen Patentblatt Nr. 87/04 am 21. Januar 1987 

stattfinde. Ferner wurde in diesem Bescheid bestätigt, daL 

die Zahlung der vierten JahresgebiThr fristgerecht erfolgt 

sei. 
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Am 11. 1zember 1986 hat das EPA eine zweite Entscheidung 

Uber die Erteilung des europ'âischen Patents gemáL Artikel 

97(2) EPt) auf der Grundlage der (unter Abschnitt I) erwähn-

ten Anmeldung erlassen. 

In ihrem Schreiben vom 12. Dezember 1986 hat die Patentin-

haberin folgende Anträge gestelit: 

- RUckzahlung der vierten Jahresgebhr 

- Unterlassung eines erneuten Hinweises auf die Erteilung 

im Europáischen Patentblatt 

- ErlaB einer beschwerdefähigen Entscheidung. 

In seiner Entscheidung vom 2. Januar 1987 hat der Leiter 

der FormalprUfungsstelle der PrUfungsabteilung des EPA den 

Antrag auf RUckzahlung der vierten Jahresgebtthr zurtickge-

wiesen. Zur BegrUndung hat er unter anderem folgendes 

geltend gemacht: 

- Aufgrund der Praxis des EPA, im Abschnitt 11.1 des 

Europischen Patentblattes &árntliche Angaben bekannt-

zumachen, die sich auf das erteilte Patent beziehen, 

vertraue die bffentlichkeit darauf, da( das Patent fUr 

Anmeldungen, deren Daten in diesem Abschnitt nicht ent-

halten sind, noch nicht erteilt worden sei. Es sei des-

haib nicht auszuschlieBen, daB die am vorliegenden 

europäischen Patent interessierten Personen die in den 

Ubrigen Abschnitten aufgeführten Angaben ignoriert haben. 

Die Bekanntmachung des Hinweises auf die Erteilung dieses 

Patents entspreche daher nicht den nach Artikel 97(4) EPO 

zu stellenden Anforderungen. 

- Die Entscheidung Uber die Erteilung des europâischen 

Patents werde erst an dem Tag wirksam, an dem im Euro-

p.ischen Patentblatt formgerecht auf die Erteilung hin-

gewiesen worden sei (Artikel 64(1) und 97(4) EPU). Die 

(unter Abschnitt I) erwáhnte Anrrieldung sei somit noch vor 

dem EPA anhngig und die vor dem Zeitpunkt der wirksamen 

Bekanntmachung des Patenterteilungshinweises (námlich dem 
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21. Januar 1987) f1lig gewordene vierte JahresgebUhr 

stehe dern EPA zu (Artikel 86(1) in Verbindung mit Regel 

37(1) EPU). 
- Die Bekanntrnachung des Hinweises auf die Erteilung des 

europischen Patents ergehe lediglich aufgrund der zuvor 

beschlossenen Patenterteilung. Eine eigenständige Ent-

scheidung Uber den Zeitpunkt der Bekanntmachung sei nicht 

vorgesehen. Ferner seien im vorliegenden Fall die benann-

ten Vertragsstaaten bereits Uber den neuen Bekannt-

rnachungstermin vom 21. Januar 1987 unterrichtet worden. 

Dern Interesse dieser Staaten sei aus GrUnden der Rechts-

sicherheit der Vorzug vor demjenigen der Anmelderin an 

der vorherigen K1rung der Rechtslage einzurumen. Der 

Antrag auf eine beschwerdefhige Entscheidung gebe aaher 

keine Veranlassung, die Bekanntxnachung zu unterlassen 

ocier hinauszuschieben. Urn so weniger, als die Patentin-

haberin durch diese Bekanntmachung ja auch gar nicht 

beschwert sei. Sofern es nämlich im Zusammenhang mit 

einer konkreten Rechtsfolge (wie im vorliegenden Fall 

hinsichtlich des Verfalls der vierten JahresgebUhr) 

darauf ankomine, ob etwa schon die Verbffentlichung am 

2. April 1986 wirksam war, sei die Patentinhaberin nicht 

daran gehindert, sich jederzeit hierauf zu berufen. 

Irn Europäischen Patentblatt Nr. 87/04 vom 21. Januar 1987 

sind alsdann auf der Seite 205 (Abschnitt 11.1) sowie den 

Seiten 268, 272, 277, 288, 290, 292, 293, 296 und 298 

(Abschnitte 11.2 bis 11.4) Angaben Uber das erteilte Patent 

veröffentlicht worden. 

Gegen die Entscheidung hat die Patentinhaberin (Beschwer-

defllhrerin) am 25. Februar 1987 Beschwerde eingelegt urid 

die Beschwerdegebhr entrichtet. Sie hat folgende Anträge 

gestellt: 
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Aufhebung in vollem Umfang der Entscheidung vom 
2. Januar 1987, 
111ckzah1ung der vierten JahresgebVihr einsch1ie1ich der 

ZuschlagsgebUhr, 
Rtckzahlung der Beschwerdegebthr und 

Erstattung der durch den zweiten Hinweis auf die 
Patenterteilung der BeschwerdefCihrerin entstandenen 

Ko s ten. 

Hilfsweise hat die Beschwerdefithrerin noch zu&âtzlich 

beant rag t: 

Rtckzah1ung der Zuschlagsgebtthr zur vierten Jahresgebhr 

und 
Erstattung der durch den ersten Hinweis auf die Ertei-

lung des europäischen Patents der BeschwerdefUhrerin 

entstandenen Kosten. 

X. 	Zur Begrndung der Beschwerde hat die Beschwerdeführerin irn 

wesentlichen vorgebracht: 

- In weicher Form urid mit weichem Inhalt der Hinweis im 

Europäischen Patentblatt zu erfolgen habe, schreibe das 

EPU nicht vor. Die angefochtene Entscheidung nehme des-

haib der BeschwerdefUhrerin nicht nur bereits erworbene 
Rechte, sondern scheme auch in nationales Recht einzu-

greifen. Zur Festlegung der Anforderungen in bezug auf 
Form und Inhalt dieses Hjnweises seien vielmehr die in 

den Vertragsstaaten im ailgemeinen anerkannten Grundsâtze 

anzuwenden. So mache beispielsweise das britische Patent-

amt nur die Veröffentlichungsnuminer der national erteil-
ten Patente in numerischer Reihenfolge und unter der im 

Vereinigten K6nigreich geltenden Patentklassifikation 

bekannt. Im vorliegenden Fall seien zudern noch die Anrnel-

denummer, der Name des Patentinhabers und die benannten 

Vertragsstaaten verffent1icht worden. Aus diesen Angaben 
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kbnne jeder Dritte mit zumutbarem Aufwand die Erteilung 
eines europischen Patents feststellen. Im ibrigen seien 
andere angeblich wichtige Informationen iber das vorlie-
gende europische Patent, wie Anmeldetag, Prioritátstag 
und Bezeichnung der Erfindung, bereits im Europischen 
Patentblatt Nr. 83/49 vom 7. Dezember 1983 zu finden. 

- Es gel zwar richtig, dab die in den Abschnitten 11.2 bis 
11.4 des Europáischen Patentblattes aufgefVthrten Angaben 
fir den Benutzer nur dann brauchbar seien, wenn er von 
mindestens einer Angabe Kenntis babe. Dies treffe indes 
in der Regel auch zu. Im ibrigen gelte dasselbe auch 
hinsichtlich der unter Abschnitt 11.1 dieses Patent-
blattes angegebenen Informationen, da deren Brauchbarkeit 
die Kenntnis der Internationalen Patentklassifikation 
voraussetze. Des weiteren sei es so, da( die interes-
sierten Kreise sich sehr sorgfáltig mit den Verôffent-
lichungen der Patentanmeldungen im Europäischen Patent-
blatt befassen sowie in der Folge gezielt die Erteilung 
europischer Patente liberwachen. 

- Die Entscheidung, ob Einspruch einzulegen sei, hinge vom 
Schutzumfang des europäischen Patents ab. Dieser lasse 
sich aber nur durch grnd1iches Studieren der Patent-
schrift feststellen. Die in den Abschnitten 11.1 bis 11.4 

des Europáischen Patentblattes aufgeführten Angaben ge-
ni.igten hierzu keineswegs, weil es nämlich gestUtzt auf 
diese Daten nicht in5g1ich sei, eindeutig festzustellen, 
ob sich unter den erteilten europischen Patenten soiche 
befánden, die für Dritte von Interesse sein kónnten. 
AuL3erdem lasse von diesen Angaben nur die Internationale 
Patentklassifikation echte ffückschlVisse zu, weshaib sie 
auch unter alien Angaben in den Abschnitten 11.1 bis 11.4 

des Europáischen Patentblattes aufgeführt eel. Aus alle-
dem sei somit zu folgern, daLi durch den Hinweis auf die 
Erteilung im Europischen Patentblatt Nr. 86/14 der 
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ffent1ichkeit ausreichende Angaben zur VerfUgung 
gestelit worden seien, die es jedem Dritten ernfôglichten, 
den Patentinhaber und das erteilte europäische Patent 
einwandfrei zu eruieren. 

- Durch das fehierhafte Verhalten des EPA seien der Be-
schwerdefhrerin infolge des zweimaligen Eintritts in die 
nationale Phase zusátz1iche Kosten entstanden. Die Kosten 
lägen in ihrer Hbhe noch nicht vor und hingen von der 
Entscheidung der Kaminer ab. Enscheide diese im Sinne des 

Antrages 2, so soilten aus GrUnden der Billigkeit dieje-
nigen Kosten erstattungsfáhig sein, die durch das inzwi-
schen erforderlich gewordene Thtigwerden der Korrespon-
denzanw'âlte in den benannten Vertragsstaaten entstanden 
sind. 

- Zur UnterstUtzung der Antrâge 1 und 3 sei noch darauf 
hinzuweisen, dal3 die angegriffene Entscheidung durch den 

Leiter der ForznalprUfungsstelle der PrUfungsabteilung des 

EPA erlassen worden sei. Aus rein forntaler Sicht betrach-
tet sei die Zu1ssigkeit dieses Vorgehens zumindest als 
zweifelhaft zu bewerten. 

Entscheidungsgrnde 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 sowie 
Rege]. 64 EPU; sie ist daher zulässig. 

Genfâl3 Artikel 129(a) EPU ist das Europische Patentamt 
verpflichtet, rege1mI3ig ein Europäisches Patentblatt 

herauszugeben, das die Eintragungen in das europische 

Patentregister wiedergibt sowie sisonstige  Angaben enthält, 

deren Verffent1ichung in diesem Ubereinkoinmen vorgeschrieben 

ist". Der Hinweis auf die Erteilung des europäischen Patents 
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steilt eine derartige sonstige Angabe dar: vgl. Artikel 97(4) 
EPU. Laut dieser Vorschrift darf die Bekanntniachung dieses 
Hinweises frUhestens drei Monate nach Beginn der Frist zur 
Zahiung der Ertei1ungsgebhr und der Druckkostengebühr 
erfolgen. 

Da genfAB Artikel 97(4) EPU die Entscheidung ilber die Ertei-
lung des europäischen Patents erst an dem Tag wirksam wird, 
an dem im Europischen Patentblatt auf die Erteilung hinge-
wiesen worden ist, kornint diesem Hinweis offenkundig eine 
grundlegende Bedeutung zu. AuBerdem gewàhrt das europáische 
Patent seinem Inhaber laut Artikel 64(1) EPU erst von diesem 
Zeitpunkt an in jedem Vertragsstaat, für den es erteilt ist, 
dieselben Rechte, die ihm ein in diesem Staat erteiltes 
nationales Patent verschaffen wilrde (wobei dann allerdings 
noch zu beachten ist, daft in bestinunten Fallen zusätzlich die 
Sondervorschriften des Artikels 65 EPI) bezüglich der t)ber-
setzung der Patentschrift einzuhalten sind). Schlie(1ich 
beginnt mit der Bekanntmachung des Hinweises auf die Ertei-
lung des europischen Patents die in Artikel 99 EPU vorge-
schriebene Einspruchsfrist von neun Monaten. 

Die Beschwerdefihrerin weist zu Recht darauf hin, dafs das EPU 
keine Vorschriften enthált, die die Anforderungen hinsicht-
lich Form und Inhalt näher bestimmen, denen der Hinweis auf 
die Erteilung des europ&ischen Patents im Europischen 
Patentblatt genUgen muB. Es bleibt somit der Verwaltungs-
praxis des EPA vorbehalten, die Modalitten der Bekannt-
machung dieses Hinweises im Europäischen Patentblatt ailge-
meingültig festzulegen. 

GernáB gefestigter Praxis des EPA wird das Europische Patent-
blatt in zwei Hauptteile gegliedert, von denen der eine (I) 
Angaben über vefôffentlichte Anmeldungen entWált und der 
andere (II) Angaben Uber erteilte Patente zum Gegenstand hat. 
Jeder dieser Hauptteile 1st wiederum in eine bestinunte Anzahl 
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von Abschnitten und Unterabschriitten aufgeteilt, die jeweils 
verschiedenartige, in einer festgelegten Reihenfolge angeord-
nete Angaben enthalten. In den Abschnitten 1.1 und 11.1 sind 
die Anmeldungen bzw. Patente nach der Internationalen Patent-
klassifikation geordnet. Diese beiden Abschnitte unterschei-

den sich von den nachfolgenden Abschnitten der Hauptteile I 
und II insofern, als darin smt1iche Angaben zusarnnengefaIt 
sind, die sich auf die in der entsprechenden Ausgabe des 
Europäischen Patentblattes erwähnten Anmeldungen bzw. Patente 
beziehen, wáhrend in den nachfolgenden Abschnitten blol3 eini-
ge dieser Angaben (wie Verbffentlichungsnuxnmer, Anmeldedatum, 

Name des Anmelders oder Inhabers) unter Zwischentiteln ange-
ordnet aufgefUhrt sind. 

Im vorliegenden Fall wurde die Anmeldung im Europâischen 

Patentblatt Nr. 83/49 vom 7. Dezember 1983 veróffentlicht. 

Diese Ver5ffentlichung steht mit der (unter Abschnitt 5 

hiervor erwhnten) gefestigten Praxis des EPA völlig in 
Einklang. Tatsâchlich sind in diesem Patentblatt unter Ab-
schnitt 1.1 sántliche Angaben der Anmeldung, einschliei3lich 
des Anmeldedatums, des Prioritãtstages und des Titels der 

Erfindung, aufgefUhrt. Dagegen ist (wie in Abschnitt II 
hiervor bereits erwhnt) der im Europâischen Patentblatt 

Nr. 86/14 vom 2. April 1986 bekanntgemachte Hinweis auf die 
Erteilung des europáischen Patents insofern unvollstándig, 

als die entsprechenden, uriter Abschnitt 11.1 anzugebenden 
gesamten Angaben fehien, was offensichtlich auf ein Versehen 

beim Drucken theses Patentbiattes zurUckzufUhren 1st. 

Diese tJnterlassung stellt ohne jeglichen Zweifel ein schwer-
wiegendes Versehen dar, so daLi fraglich ist, ob der Hinweis 
auf die Erteilung des hier interessierenden Patents in diesem 

Patentblatt tatsächlich den Voraussetzungen entspricht, die 

erfüllt sein mUssen, damit das europáische Patent gemáI3 

Artikel 97(4) EPU seine Rechtswirkung erlangt (und laut 
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Artikel 64(1) EPU sejnern Inhaber dieselben Rechte gewährt, 
die ihrn ein nationales Patent gewáhren wtirde). Es ist deshaib 
verständlich, dab die FormalprUfungsstelle der Prlifungsab-
teilung des EPA, nachdem ihr der Fehier zur Kenntnis gebracht 
worden war, den Versuch unternahm, diesen Mangel zu beheben. 

8. Beirn Uberlegen, weiches Vorgehen in der vorliegenden Situa-
tion angemessen gewesen ware, rnuf man zunächst eirxmal nach 
dern Zweck fragen, den der Hinweis auf die Erteilung des 
europäischen Patents irn Europäischen Patentblatt erfi.illt. 
Abgesehen davon, dal3 er einen festen Zeitpunkt ftr den Beginn 
der Rechtswirkung des Patents in den benannten Vertrags-
staaten festsetzt und dadurch den einstweiligen Schutz gemâf 
Artikel 67 EPU beendet, besteht der Hauptzweck des Hinweises 
auf die Erteilung des europáischen Patents darin, der öffent-
lichkeit, das hei(st vor allem den Kol3kurrenten des Patentin- 
habers, Informationen zur Verfügung zu stellen, urn ihnen 
damit die Mig1ichkeiten zu bieten, innerhaib der in Artikel 
99 EPtJ vorgeschriebenen Frist von neun Monaten zu entschei-

den, ob sic gegen das erteilte europäische Patent Einspruch 
einlegen wollen. Die Beschwerdeführerin macht indes zu Recht 
geltend, daf der Entsch1u, gegen ein europäisches Patent 
Einspruch einzulegen, vernnftigerweise nicht b1of gestützt 
auf Angaben im Europischen Patentblatt gefai3t werden kann. 
Vielmehr setzt djeser Entsch1uS unter normalen Umstnden 
voraus, da( der Schutzumfang des erteilten europäischefl 
Patents zuvor sorgfáltig untersucht wird. Eine derartige 
Untersuchung jst aber nur dann einwandfrei durchfUhrbar, wenn 
sie auf der Grundlage der Patentschrift erfolgt, die genfál3 
Artikel 98 EPO vom EPA gleichzeitig mit der Bekanntmachung 
des Hinweises auf die Erteilung des europáischen Patents 
herausgegeben wird. Foiglich dient der Hinweis auf die 
Erteilung des europischen Patents irn Europischen Patent-
blatt hauptsächlich dem Zweck, auf die Patenterteilung 
aufmerksam zu machen. Je nach den Urnstânden kann damit em 
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sorgfältiges Studium der Patentschrift durch interessierte 
Kreise ausgel5st werden, dessen Zweck in der Suche nach 

konkreten Einspruchsmôglichkeiten besteht. 

9. Es ist zweifellos richtig, daB die im vorliegenden Fall er-
folgte Weglassung der gesamten Angaben unter P1bschnitt 11.1 

des Europá.ischen Patentblattes ein kiares Erkennen der Sach-
lage Uber das Ubliche Ma( hinaus erschwert hat. Aus diesem 

Grunde ist nicht gãnzlich auszuschlieen, daB gewisse ten-

denziell interessierte Personen der Erteilung des vorliegen-
den europischen Patents wegen dieses Mangels nicht die b-

liche Beachtung geschenkt haben. Da aber die interessierten 
Kreise das Verfahren der Ver3ffentlichung europâischer 
Patentanmeldungen in der Regel ziemlich genau zu Uberwachen 
pflegen, 1st nach Auffassung der Kamrner davon auszugehen, dai3 
die grol3e Mehrheit der zu diesen Kreisen gehbrenden Personen 
aui3er den unter Abschnitt 11.1 aufgeführten Angaben noch zu-

sätzlich die in den Ubrigen Abschnitten enthaltenen Mit-
teilungen ermittelt hátte und daL3 im Hinblick auf die ErfUl- 

lung des hiervor genannten Hauptzweckes des H.inweises auf die 

Erteilung des vorliegenden europáischen Patents die in den 

Abschnitten 11.2 bis 11.4 des Europischen Patentblattes 
Nr. 86/14 aufgefVihrten, mit der Internationalen Patentklassi-

fikation in Zusammenhang gebrachten Angaben (einschliel3lich 

der richtigen Vefóffentlichungs- und Anmeldenuituner sowie des 
Namens des Patentinhabers) hinreichend sind. DarUber hinaus 

ist in diesem Kontext noch anzumerken, daB im hypothetischen 
Fall ciner Person, die nicht rechtzeitig Einspruch gegen das 

erteilte europáische Patent im Sinne von Artikel 99 EPO em-

legt, well sie den Hinweis auf die Erteilung dieses Patents 
nicht beachtet hat, imrner noch die MUglichkeit besteht, nach 
den Gesetzen der benannten Vertragsstaaten Nichtigkeitsver-

fahren in die Wege zu leiten (vgl. Artikel 138 EPU). 
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Unter diesen Umständen sowie eingedenk der Tatsache, daL der 
Patentinhaber ein berechtigtes Interesse daran hat, nicht auf 
Rechte verzichten zu mUssen, auf deren Vorhandensein er sich 
aus stichhaltigen Grnden verlassen durfte, verfigt die 
Karnrner, daB die Bekanntmachung des Hinweises auf die Ertei-
lung des vorliegenden europáischen Patents im Europáischen 
Patentblatt Nr. 86/14 vorn 2. April 1986 die in Artikel 97(4) 
EPU genannten Anforderungen erfCi].lt und daB die Entscheidung 
ber die Erteilung des europáischen Patents vorn 

20. Februar 1986 dernzufolge ebenfalls am 2. April 1986 
wirksarn geworden ist. Sornit ging die vorn Leiter der Formal-
prfungsstelle der Prifungsabteilung des EPA ergriffene MaB-
nahme, nmlich diese Bekanntrnachung fUr "null und nichtig" zu 
erkláren, eindeutig zu weit und kann daher nicht als rechts-
gUltig betrachtet werden. Dasselbe gilt in bezug auf den 
nachtfàglichen ErlaB einer neuen Entscheidung iber die Ertei-
lung des europäischen Patents sowie die anechlieBend erfolgte 
Bekanntinachung eines neuen Hinweises auf die Erteilung. Nach 
Ansicht der Kammer hätte diese MaBnahme, urn angemessen zu 
sein, sich darauf beschránken mUssen, irn Abschnitt 11.12 des 
Europäischen Patentblattes eine Berichtigung zu verbffent-
lichen, die die in Abschnitt 11.1 fehlenden Angaben zum 
Inhalt gehabt hätte. 

Urn ir(ôglichen MiI3verstndnissen vorzubeugen, sei an dieser 
Stelle jedoch nachdrUcklich hervorgehoben, daB die Schlul3-
folgerung, zu der die Kammer im vorliegenden Fall gelangt, 
keinesfalls zur Annahme verleiten darf, die gegenwärtige 
Vefóffentlichungspraxis des EPA nfüsse gendert werden. Nach 
Ansicht der Kamnier hat diese Praxis sich nmlich zurn Ziel 
gesetzt, die 3ffentlichkeit klar und uxnfassend zu informie-
ren, was sicher zu befUrworten ist. Sie ist, soweit erkenn-
bar, hierzu auch hervorragend geeignet. Es bestehen folglich 
keine triftigen GrUnde, these bewährte Praxis zu ändern. Irn 
Ubrigen sind durchaus Fâlle denkbar, in denen die Bekannt- 
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machung des Hinweises auf die Erteilung des europäischen 
Patents derartige Mángel aufweist, dab sie als rechtsunglitig 
zu betrachten ist, was zwangsläufig elne neue Bekanntmachung 
dieses Hinweises erforderlich macht. Dies d.irfte beispiels-
weise immer dann zutreffen, wenn die Bekanntmachung offen-
kundig irrefthrende Angaben 16ber erhebliche Tatsachen ent-
hdlt. Iher bleibt nichts anderes Ubrig, als jeden Fall 
einzeln in materiell-rechtlicher Hinsicht zu analysieren. 

Da gextfáI3 Anordnung de.r Kammer im Abschnitt 10 hiervor der 
2. April 1986 als das korrekte Datum der Bekanntmachung des 
Hinweises auf die Erteilung des vorliegenden europäischen 
Patents zu betrachten ist, endete die Verpflichtung zur 
Zahiung von JahresgebUhren an das EPA noch bevor am 
31. Mai 1986 die Gebtihren fir das vierte Jahr fállig wurden 
(Artikel 86 und Regel 37 EPU). Die von der BeschwerdefUhrerin 

fCir dieses Jahr an das EPA gezahiten Gebtihren und Zuschlags-

gebUhren sind deshaib, wie beantragt, zurUckzuzahlen. 

Weder im EPU noch anderswo ist eine gesetzliche Grundlage 

ausfindig zu machen, gestUtzt auf die eine Beschwerdekamrner 
erniâchtigt wáre, sich mit Kiagen zu befassen, die gegen das 

EPA gerichtete Ersatzforderungen fUr angeblich bei der Durch-

fVthrung eines Erteilungsverfahrens entstandene Schäden be-
treffen (vgl. Artikel 9 EPU). Der diesbezUgliche Antrag der 
Beschwerdeftthrerin (auf Erstatturig der durch die zwei Hin-

weise auf die Patenterteilung entstandenen zusätzlichen 
Kostez) 1st daher zurUckzuweicen, ohne dab die Kammer darUber 

hinaus befugt ware, sich zur rechtlichen Beurteilung der 

Sachiage zu ául3ern. 

Was das bex der Bekanntmachung des Hinweises auf die Ertei-

lung desvorliegenden europäischen Patents passierte schwer-

wiegende Versehen betrifft, das die nachtfãglichen Schwierig-

keiten verursacht hat und fUr weiches das EPA ganz eindeutig 
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die Verantwortung Ubernehmen mui3, so jet die Kammer indes der 
Auffassung, daB gestützt auf Regel 67 EPtJ die RUckerstattung 

der BeschwerdegebUhr der Billigkeit entspricht und somit 

gerechtfertigt jet. 

15. Im Hinblick auf die in casu zu fállende Entecheidung erUbrigt 

es sich, die Frage der Zuständigkeit des Leiters der Formal-

prTifungsstelle der PrUfungsabteilung des EPA náher zu unter-

suchen (vgl. AB1. EPA 1984, 317-319). 

Entecheidungeforinel 

Aus diesen Grt3nden wird eflt8Chiedefl 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Im Europäischen Patentblatt ist bekanntzumachen, daB die 

Entscheidung Uber die Erteilung des vorliegenden europáischen 

Patents am 2. April 1986 wirkeam wurde und daB die zweite 

Entscheidung .iber die Erteilung desselben Patents vom 

11. Dezember 1986 keine Wirkung entfaltete. 

Sämtliche JahresgebUhren sowie Zuschlagsgebühren, die fUr das 

vierte und die nachfolgenden Jahre entrichtet wurden, sind 

zurckzuzah1en. 

Die BeschwerdegebUhr 1st zurUckzuzahlen. 

Der Antrag auf Ersatz des Schadens wird zur'ückgewiesefl. 

Der Gescháftsstellenbeamte 

~.,Z 
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